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Fundierte Ablehnungsgründe gegen die von der SKBB beantragte 
Großdeponie 

1. Fehlende sachliche Notwendigkeit und unzureichende Alternativenprüfung 

• Existierende Kapazitäten: Weniger als einen Kilometer nordöstlich betreibt die „terravas 
GmbH“ bereits eine Deponie der Klasse 1, die auch Klasse 0-Abfälle aufnehmen kann. 
Diese wird im Antrag verschwiegen. 

• Widerspruch zu Landesvorgaben: Der Entwurf des Brandenburger Abfallwirtschaftsplans 
sieht vor, dass neue DK 0-Deponien zur Förderung der Kreislaufwirtschaft grundsätzlich 
nicht mehr zugelassen werden sollen. Der Erlass vom 22. August 2024 verpflichtet die Be-
hörden, dies bereits jetzt zu berücksichtigen. 

• Kein Bedarfsnachweis: Der Antragsteller behauptet nur den gesetzlich geforderten Bedarf 
für mindestens zehn Jahre, weist ihn aber nicht nach. Eine Prüfung zur vorrangigen Ver-
wertung statt Deponierung der Bauschutt-Abfälle und des Erdaushubs ist nicht vorgese-
hen. 

• Fehlende Alternativenprüfung: Der Erläuterungsbericht begründet den Standort lediglich 
mit der Verfügbarkeit des Grundeigentums. Dies widerspricht § 16 UVPG und der Recht-
sprechung des BVerwG, die eine echte Standort- und Betriebsalternativenprüfung ver-
langt. 

• Vorbelastung der Region: Im Stadtgebiet existieren bereits mehrere stillgelegte Deponien 
sowie Altlastenverdachtsflächen, die überwacht werden müssen. Eine vierte Großdeponie 
ist unzumutbar. 

2. Fehlende Darstellung der Kontrollmaßnahmen 

• Mangelndes Überwachungskonzept: Die UVP-Unterlagen enthalten keine Angaben zu 
Eingangskontrollen, Prüflaboren, Probenhäufigkeit und der Deponierungsverhinderung 
von Schadstoff-belasteten Lieferungen. 

• Gefährdung des Wasserschutzes: Angesichts der Nähe zu Wasserschutzgebieten sind kon-
tinuierliche, engmaschige Kontrollen durch den Deponiebetreiber und die zuständigen Be-
hörden jedoch zwingend. Dass diese über fast drei Jahrzehnte hinweg – insbesondere vor 
dem Hintergrund des Fachkräftemangels im öffentlichen Dienst – sichergestellt sind, ist 
nicht erkennbar. 

3. Über Jahrzehnte verzögerte Renaturierung 

• Aufschub von Renaturierungspflichten: Der Antrag lässt offen, welche konkreten Renatu-
rierungsmaßnahmen aus dem Sand- und Kiesabbau eigentlich bereits heute anstehen. 

• Ökologischer Schaden: Die Deponienutzung verzögerte die rechtlich geschuldete Wieder-
herstellung der „Natur“ um fast 30 Jahre. Dieser massive Eingriff wird in den Unterlagen 
weder dargestellt noch bewertet. 

4. Unzureichende Angaben zur späteren Rekultivierung 

• Mangelhaftes Renaturierungskonzept: Es fehlt eine nachvollziehbare, langfristige Pla-
nung. Statt detaillierter Angaben zu Bodenqualität und Gehölzen beschränkt sich der An-
tragsteller auf eine kostengünstige Minimalvariante (einen reinen „Birkenvorwald“). 

• Fehlende Klimaresilienz: Es wird nicht fachlich begründet, wie dieses Konzept eines „Bir-
kenvorwaldes“ angesichts zunehmender Dürren und Starkregen dauerhaft stabile Wald-
flächen bilden soll. Das geplante Vorgehen verfehlt frühere Standards deutlich. 
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5. Zweifel an der Höhe der Sicherheitsleistungen (potenzielle Folgekosten für KW) 

• Kostenrisiko für die Öffentlichkeit: Die kalkulierten Sicherheitsleistungen sind zu niedrig 
angesetzt. Sie berücksichtigen nicht die realen Kosten einer vollständigen Renaturierung 
nach strengen berg- und forstrechtlichen Maßstäben. 

• Fehlender Inflationsschutz: Da die wirtschaftliche Entwicklung des Betreibers über drei 
Jahrzehnte unvorhersehbar ist, müssen ausreichende, regelmäßig an Preissteigerungen 
angepasste Sicherheitsleistungen garantiert sein. Andernfalls droht eine finanzielle Belas-
tung der Steuerzahler. 

6. Zu erwartende Verkehrsbelastung 

• Mangelhafte Datengrundlage: Die Verkehrsprognose basiert auf einer einmaligen Ver-
kehrszählung an einem einzigen Tag und ist nicht belastbar. Sie ignoriert die reale, massive 
Vorbelastung durch die A10, Logistikfirmen, den SBAZV, Tesla sowie Einwohnerzuwächse. 

• Fehlende Gesamtbetrachtung: Die isolierte Prognose blendet die über drei Jahrzehnte zu 
erwartende Verkehrszunahme und anstehende Betriebserweiterungen im Umfeld völlig 
aus (z. B. beantragte „Wiesenhof“-Fast-Verdoppelung der Schlacht-und Verarbeitungska-
pazitäten). 

• Ignorieren umweltfreundlicher Transportalternativen: Der geplante, ausschließliche 
Lkw-Transport widerspricht verkehrspolitischen Klimazielen. Eine Prüfung der Anlieferung 
auf dem Schienen- und Wasserweg fand nicht statt, ist aber möglich. Im Falle einer Ge-
nehmigung der Großdeponie ist die Errichtung einer Gleisanbindung zum Hafen Königs 
Wusterhausen zwingend zu fordern. 

7. Verhinderung der Regenwasserversickerung/extremes Grundwasserrisiko 

• Störung des Wasserhaushalts: Die großflächige Basisabdichtung verhindert die natürliche 
Versickerung von Niederschlagswasser. Dies verschärft die Probleme, die durch den Kli-
mawandel mit seinen ohnehin sinkenden Grundwasserständen bereits existieren, und die 
Folgen zunehmender Trockenperioden in der Region. 

• Technisches Versagensrisiko durch Grundwassernähe: Das Baugrundgutachten belegt 
heterogene Untergrundverhältnisse und erhebliche Setzungsrisiken. Der geplante Ab-
stand der Deponiebasis zum „Höchsten Grundwasserstand“ (HGW100) beträgt am Tief-
punkt nur hydrogeologisch äußerst problematische 0,1 Meter (Basis bei +36,70 m NHN zu 
HGW bei +36,63 m NHN). 

• Gefährliche Abweichungen von der Deponieverordnung (DepV): Die SKBB beantragt 
hochkritische Ausnahmen. Die Sickerwassertransportleitungen sollen unterhalb des HGW 
verlaufen (Abweichung Nr. 6) und der Abstand der Sickerwassersammler auf 60 Meter 
verdoppelt werden (Abweichung Nr. 3). Unter Grundwasserbedingungen sind Leckagen, 
Verformungen durch Setzungsdruck und Auftriebskräfte kaum kontrollier- oder reparier-
bar. 

• Unkalkulierbarer Grundwasseranstieg: Die Messdaten (2014–2023) spiegeln nur die ak-
tuelle Tagebau-Entwässerung wider. Nach dem Ende der aktiven Wasserhaltung droht das 
Grundwasser aber unkontrolliert anzusteigen und den HGW100 lokal zu überschreiten. 
Dieses systemische Risiko einer dauerhaften Grundwasserüberflutung der Deponiebasis 
wird im Antrag völlig ignoriert. 

8. Künftige Engpässe bei der Abwasserentsorgung 
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• Unüberprüfbare Langzeitsicherheit: Die geplante Sickerwasserentsorgung über einen 
Drittanbieter ist über den geforderten Zeitraum von fast drei Jahrzehnten nicht verlässlich 
gesichert. Es gibt nur eine kurzfristige Absichtserklärung. 

• Akute Kläranlagen-Kapazitätsprobleme: Durch das starke Einwohner- und Gewerbe-
wachstum im Berliner Umland stoßen regionale Kläranlagen bereits heute an ihre Gren-
zen. Die Vermeidung von zusätzlichem Abwasser muss daher Vorrang haben. 

• Unnötige Zusatzbelastung: Die ohnehin nicht notwendige Großdeponie würde über Jahr-
zehnte hinweg erhebliche Mengen belasteten Abwassers erzeugen, dessen langfristige 
Entsorgung völlig ungeklärt ist. 

9. Methodisch unzureichende Umwelt- und FFH-Verträglichkeitsprüfung 

• Ignorieren der massiven Vorbelastung: Insbesondre die Einwohner von Zernsdorf leiden 
bereits unter extremem Staub und Lärm durch den Tagebau, die A10 (Lkw-Verkehr) und 
den Fluglärm. Das führt auch zu erheblichen Wertminderungen von Immobilien. Eine 
Großdeponie über drei Jahrzehnte würde diese Belastungen drastisch verschärfen. 

• Fehlender Abgleich mit der Renaturierungsalternative: In den Unterlagen wird eine un-
zulässige „Inselbetrachtung“ betrieben. Es wird nicht geprüft, wie sich die Lebensqualität 
und Immobilienwerte durch die eigentlich sofort geschuldete Wiederbewaldung (Renatu-
rierung) im Vergleich zum jahrzehntelangen Deponiebetrieb entwickeln würden. 

• Mangelhafte FFH-Vorprüfung (§ 34 BNatSchG): Im Wirkraum liegen die grundwasserab-
hängigen FFH-Gebiete „Tiergarten“ und „Skabyer Torfgraben“ (Schutzgüter u. a. Fischot-
ter, Biber, Moore). Es fehlt eine systematische Analyse der Wirkpfade „Deponie → Sicker-
abwasser → Grundwasserabstrom → grundwasserabhängige Landökosysteme“ und alter-
nativ „Renaturierte Deponiefläche → Regensickerwasser → Grundwasserabstrom → 
grundwasserabhängige Landökosysteme“. 

• Fehlende Risiko- und Alternativenanalyse: Der Antrag lässt völlig offen, wie sich Schad-
stoffe oder veränderte Grundwassermengen auf sensible Ökosysteme auswirken. Die Aus-
wirkungen der Deponie wurden nicht mit den positiven Effekten einer reinen Renaturie-
rung verglichen, was für eine rechtssichere Abwägung zwingend erforderlich ist. 


